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„Vorlage zur Vorabentscheidung – Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit – 
Wandererwerbstätige – Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvorschriften – Verordnung (EWG) 

Nr. 1408/71 – Art. 14 Nr. 2 Buchst. b Ziff. i – Person, die gewöhnlich im Gebiet von zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten abhängig beschäftigt ist – Person, die in einem Mitgliedstaat beschäftigt ist und einen 

Teil ihrer Tätigkeiten im Mitgliedstaat ihres Wohnsitzes ausübt“ 

Leitsätze – Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 13. September 2017 

Soziale Sicherheit — Anzuwendende Rechtsvorschriften — Art. 14 Nr. 2 Buchst. b der Verordnung 
Nr. 1408/71 — Person, die gewöhnlich im Gebiet von mehreren Mitgliedstaaten abhängig beschäftigt 
ist — Begriff — Person, die in einem Mitgliedstaat beschäftigt ist und in einem anderen Mitgliedstaat 
wohnt, in dessen Gebiet sie einen Teil dieser abhängigen Beschäftigung im Umfang von 6,5 % ihrer 
Arbeitszeit im abgelaufenen Jahr ausgeübt hat — Ausschluss 

(Verordnung Nr. 1408/71 des Rates, Art. 14 Nr. 2 Buchst. b Ziff. i) 

Art. 14 Nr. 2 Buchst. b Ziff. i der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur 
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren 
Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, in der durch die Verordnung 
(EG) Nr. 118/97 des Rates vom 2. Dezember 1996 geänderten und aktualisierten Fassung, die 
wiederum durch die Verordnung (EG) Nr. 592/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17. Juni 2008 geändert wurde, ist dahin auszulegen, dass eine Person wie die im Ausgangsverfahren in 
Rede stehende, die bei einem im Gebiet eines Mitgliedstaats ansässigen Arbeitgeber abhängig 
beschäftigt ist und in einem anderen Mitgliedstaat wohnt, in dessen Gebiet sie im abgelaufenen Jahr 
einen Teil dieser abhängigen Beschäftigung im Umfang von 6,5 % ihrer Arbeitszeit ausgeübt hat, ohne 
dass dies zuvor mit ihrem Arbeitgeber vereinbart worden war, nicht als im Sinne dieser Vorschrift 
gewöhnlich im Gebiet von zwei Mitgliedstaaten abhängig beschäftigt anzusehen ist. 

Aus dieser Vorschrift, die von der allgemeinen Regel der Anknüpfung an den 
Beschäftigungsmitgliedstaat abweicht, ergibt sich, dass ihre Anwendung der Voraussetzung unterliegt, 
dass der Betroffene gewöhnlich im Gebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten abhängig beschäftigt 
ist. 

Diese Anforderung setzt indessen voraus, dass die betreffende Person gewohnheitsmäßig nennenswerte 
Tätigkeiten im Gebiet von zwei oder mehr Mitgliedstaaten verrichtet (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 
30. März 2000, Banks u. a., C-178/97, EU:C:2000:169, Rn. 25). 
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Insoweit kann der Umstand, dass die betreffende Person nur punktuell Tätigkeiten im Gebiet eines 
Mitgliedstaats ausübt, für die Anwendung von Art. 14 Nr. 2 Buchst. b Ziff. i der Verordnung 
Nr. 1408/71 nicht berücksichtigt werden. 

Bei der Beurteilung der Frage, ob eine Person als gewöhnlich im Gebiet von zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten abhängig beschäftigt anzusehen ist oder ob es sich vielmehr um Tätigkeiten handelt, 
die nur punktuell auf das Gebiet mehrerer Mitgliedstaaten verteilt sind, ist insbesondere auf die Dauer 
der Beschäftigungszeiten und das Wesen der unselbständig verrichteten Arbeit, wie sie in den 
Vertragsunterlagen festgelegt sind, sowie gegebenenfalls die tatsächlich verrichtete Tätigkeit abzustellen 
(vgl. in diesem Sinne Urteile vom 12. Juli 1973, Hakenberg, 13/73, EU:C:1973:92, Rn. 20, und vom 
4. Oktober 2012, Format Urządzenia i Montaże Przemysłowe, C-115/11, EU:C:2012:606, Rn. 44). 

(vgl. Rn. 18-21, 29 und Tenor) 
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